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Dr. Carsten Brodesser I MdB                                                                             Berlin Aktuell 25. KW I 2020 

 
Liebe Leserinnen und Leser, 

 
diese Woche beraten wir wichtige erste Umsetzungsschritte wie beispielsweise das Zweite Corona-

Steuerhilfegesetz und den zweiten Nachtragshaushalt. Die eingeschlagene Richtung ist eindeutig: mehr 

Nachhaltigkeit, mehr Digitalisierung und mehr Unterstützung für Familien. Unser besonderes Augenmerk 

liegt auch auf Selbständigen und kleinen und mittelständischen Unternehmen. Ab dem 1. Juli sollen 

insgesamt 25 Milliarden Euro an Überbrückungshilfen zur Verfügung stehen – schnell, 

branchenübergreifend und unbürokratisch. 

 

I. Die politische Lage in Deutschland 

 
Europäische Souveränität wird aus Zukunft gemacht. 

 

Der weltweite Wirtschaftseinbruch, den wir gerade erleben, ist aufgrund seiner Größe und Gleichzeitig-
keit historisch einmalig. Eine solch tiefgreifende Krise verlangt andere Antworten als den Hinweis auf 
den Status Quo – auch und insbesondere in Europa. Jetzt kommt es darauf an, ob wir Europäer die Kraft 
finden, gemeinsame und zukunftsfeste Ziele zu formulieren. Nur ein starkes und geeintes Europa ist bei 
globalen Herausforderungen wie Umwelt- und Klimaschutz, Migration und internationalem Handel ge-
staltungsfähig. Wir brauchen ein klares Bekenntnis für Zukunftsthemen in allen europäischen Initiati-
ven. Nur mit einem solchen Selbstverständnis kann Europa auf Augenhöhe mit anderen großen Akteu-
ren auf der Weltbühne agieren.  
 
Nationales Gedenken am 17. Juni pflegen. 

 

Wir erinnern an den Freiheitswillen der Deutschen in der DDR, die am 17. Juni 1953 gegen Unterdrü-
ckung und Zwangsherrschaft der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands auf die Straße gingen. Ih-
rem Mut und ihrem Beispiel gedenken wir heute mit einer vereinbarten Debatte im Plenum des Deut-
schen Bundestages. Für uns als CDU/CSU-Fraktion ist das Auftrag und Verpflichtung zugleich. 

 

 
II. Die Woche im Parlament  

 
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der 

Corona-Krise (Zweites Corona-Steuerhilfegesetz). Um die enorme Herausforderung in der Bewälti-
gung der Corona-Krise zu meistern, haben die Koalitionspartner weitere steuerliche Maßnahmen ge-
bündelt. Wir beraten diese nun wir in erster Lesung. Eine wesentliche Maßnahme dieses Bündels ist 
eine befristete Absenkung des Umsatzsteuersatzes vom 1. Juli 2020 bis zum 31. Dezember 2020 von 19 
auf 16 % und von 7 auf 5 %. Dies stellt eine Entlastung aller Menschen in Deutschland dar und soll zur 
Belebung der Konjunktur beitragen. Vorgesehen ist weiterhin, dass Familien je Kind ein Kindergeldbo-
nus von einmalig 300 Euro ausgezahlt wir. Der Freibetrag bei der Gewerbesteuer für die Hinzurech-
nungstatbestände des § 8 Nummer 1 GewStG wird auf 200.000 Euro erhöht. Geplant sind ebenfalls 
etwa die Ausweitung der maximalen Bemessungsgrundlage der steuerlichen Forschungszulage auf 
4 Mio. Euro im Zeitraum von 2020 bis 2025 oder Erleichterungen bei der Verlustberücksichtigung, der 
Dienstwagenbesteuerung oder der degressiven Abschreibung. Nicht zuletzt sollen Alleinerziehende be-
fristet für die Jahre 2020 und 2021 durch eine Anhebung des steuerlichen Entlastungsbetrages von 
1908 auf 4008 Euro unterstützt werden. 
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Entwurf eines Zweiten Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan 2020 nebst Entwurf eines Gesetzes 

über die Feststellung eines Zweiten Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 

2020 (Zweites Nachtragshaushaltsgesetz 2020). Wir beraten den Entwurf für den zweiten Nachtrags-
haushaushalt 2020 in erster Lesung, mit dem wir die umfangreichen Beschlüsse des Koalitionsausschus-
ses vom 3. Juni 2020 finanziell unterlegen. Bestandteile des Haushaltes sind etwa steuerliche Hilfsmaß-
nahmen wie die befristete Absenkung der Mehrwertsteuer oder der vereinbarte Bonus zum Kindergeld 
in der Höhe von 300 Euro pro Kind mit einem Gesamtumfang von 17,6 Milliarden Euro. Enthalten sind 
weiterhin Maßnahmen zur Stabilisierung der Beitragssätze für den Gesundheitsfonds und die soziale 
Pflegeversicherung in der Höhe von insgesamt 5,3 Milliarden Euro. Für Überbrückungshilfen zur Siche-
rung der Existenz von kleinen und mittelständischen Unternehmen werden weitere 25 Milliarden Euro 
bereitgestellt. Der Bund stärkt durch eine Erhöhung seiner Beteiligung an den Kosten der Unterkunft in 
der Grundsicherung für Arbeitssuchende und einem Beitrag zur Finanzierung des ÖPNV mit einem Ge-
samtvolumen von 13 Milliarden Euro die Finanzkraft von Ländern und Kommunen. Unter anderem sind 
weiterhin Liquiditätshilfen des Bundes für die Bundesagentur für Arbeit Bestandteil des Haushalts.  
Zusätzlich zu diesen Ausgaben zur Stabilisierung und Konjunkturbelebung umfasst der Nachtragshaus-
halt außerdem umfangreiche Maßnahmen zur Stärkung der Zukunftsfähigkeit des Wirtschaftsstandor-
tes Deutschland. Zu nennen sind etwa Mittel für den Energie- und Klimafonds, für die Deutsche Bahn 
oder die Digitale Infrastruktur. 
 
Entwurf eines Gesetzes über begleitende Maßnahmen zur Umsetzung des Konjunktur- und Krisen-

bewältigungspakets. Mit dem Nachtragshaushalt legen wir die Grundlage für einige wichtige Impulse 
für Wirtschaft und Konsum. Um diese rasch umzusetzen, beraten wir flankierend in erster Lesung ein 
Haushaltsbegleitgesetz mit den erforderlichen gesetzlichen Grundlagen. Es umfasst etwa Maßnahmen 
zur Unterstützung des weiteren Ausbaus der Mobilfunkinfrastruktur, zur Verbesserung der Kinderta-
gesbetreuung oder zur Begrenzung eines zu hohen Anstiegs der EEG-Umlage. Nicht zuletzt regelt das 
Begleitgesetz die Unterstützung der Länder in der Hilfe für den ÖPNV, da der öffentliche Nahverkehr 
durch die Coronakrise erhebliche Einnahmeausfälle erleiden musste.  
 

Fortsetzung zweier Bundeswehrmandate. Wir beschließen die Verlängerung der deutschen Beteili-
gung an der internationalen Sicherheitspräsenz in Kosovo (KFOR) und der Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte an der „United Nations Interim Force in Lebanon“ (UNIFIL).  
 
Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Pauschalreisevertragsrecht. Wir 
beraten Maßnahmen zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie für Pauschalreiseveranstal-
ter in erster Lesung. So soll etwa eine gesetzliche Regelung dafür geschaffen werden, den Reisenden 
statt der sofortigen Rückerstattung des Reisepreises einen Reisegutschein im Wert der erhaltenen Vo-
rauszahlungen anbieten zu können. Der Gesetzesentwurf enthält Bestimmungen zur Absicherung die-
ser Gutscheine gegen die mögliche Insolvenz der Reiseveranstalter.  
 

Abgabe einer Regierungserklärung der Bundeskanzlerin zur deutschen EU-Ratspräsidentschaft und 

zum Europäischen Rat am 19. Juni 2020. Unsere Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel nutzt ihre Regie-
rungserklärung, um das Programm der Bundesregierung für die anstehende EU-Ratspräsidentschaft zu 
erläutern. Angesichts der Corona-Krise und zahlreicher weiterer aktueller Herausforderungen, wie dem 
Umgang mit dem Brexit und dem zukünftigen Verhältnis zwischen dem Vereinigten Königreich und der 
EU, aber auch mit Blick auf das nun beginnenden Verfahren zur Festlegung des EU-Haushalts von 2021-
2027 kommt der deutschen Ratspräsidentschaft eine große Bedeutung zu. 
 
Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches. Wir debattieren in erster Lesung Änderungen im Straf-
gesetzbuch, mit denen wir vor allem den strafrechtlichen Schriftenbegriff gemäß § 11 Absatz 3 StGB 
modernisieren wollen, indem dieser zu einem Inhaltsbegriff erweitert wird. Schließlich erfolgt die Ver-
breitung strafbarer Inhalte (z.B. volksverhetzenden Äußerungen oder Kinderpornographie) heutzutage 
nicht mehr vorrangig über gedruckte Medien, sondern vor allem digital im Internet. Darüber hinaus 
wird die Geltung der §§ 86, 86a (Verbreiten von Propagandamitteln und Verbreiten von Kennzeichen 
verfassungswidriger Organisationen), § 111 (Öffentliche Aufforderung zu Straftaten) und § 130 StGB 
(Volksverhetzung) auf Handlungen im Ausland erweitert. Damit sollen vor allem die Fälle erfasst wer-
den, in denen vom Ausland aus Deutsche oder in Deutschland ansässige Personen über das Internet 
auch in Deutschland wahrnehmbare strafbare Inhalte verbreiten. 
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Erstes Gesetz zur Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes und anderer Gesetze. Mit dem vorliegen-
den Gesetzesentwurf, den wir in zweiter und dritter Lesung beschließen, soll das Außenwirtschaftsge-
setz an die Vorgaben des neuen europarechtlichen Rahmens (EU-Screening-Verordnung) angepasst 
werden. So sollen deutsche, aber auch europäische Unternehmen insgesamt besser vor unberechtigten 
Übernahmen aus dem Ausland geschützt werden. Die EU-Verordnung regelt die in nationaler Verant-
wortung liegende Investitionsprüfung. Darüber hinaus schließen wir eine Regelungslücke, um die Effek-
tivität der Investitionsprüfung im Hinblick auf rechtliche oder faktische Vollzugshandlungen während 
des Prüfverfahrens abzusichern. Abflüsse von Informationen oder Technologie, die gravierende Folgen 
für die öffentliche Ordnung und Sicherheit Deutschlands haben können, müssen auch während einer 
laufenden Erwerbsprüfung zuverlässig verhindert werden können. Die Rechtsfolge der schwebenden 
Unwirksamkeit des Vollzugsgeschäfts soll zusätzlich durch strafbewehrte Verbotstatbestände ergänzt 
werden, um auch faktische Vollzugshandlungen wirksam zu unterbinden. Hinzu kommen Änderungen, 
die sich aus den Erfahrungen der behördlichen Prüfpraxis der letzten Jahre ableiten.  
 

Gesetz zur Übertragung der Aufsicht über Finanzanlagenvermittler und Honorar-Finanzanlagenbe-

rater auf die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht. In zweiter und dritter Lesung beschlie-
ßen wir, dass ab dem 1. Januar 2021 die Aufsicht über Finanzanlagenvermittler und Honorar-Finanzan-
lagenberater zentral bei der BaFin angesiedelt werden soll. Ziel der Aufsichtsübertragung ist, deren 
Qualität und Effektivität zu steigern und sie an die Aufsicht über Wertpapierdienstleistungsunterneh-
men mit vergleichbarer Tätigkeit anzugleichen. Auf diese Weise soll die Aufsichtsübertragung dem Ver-
braucherschutz dienen. Die inhaltlichen Aufsichtsanforderungen sollen hierbei weitgehend unverän-
dert bleiben. Die Regelungen werden lediglich aus der Gewerbeordnung und der Finanzanlagenvermitt-
lungsverordnung in einen neuen Abschnitt 11a des Wertpapierhandelsgesetzes übertragen. 
 

Entwicklungs- und Schwellenländer bei der Bewältigung der Corona-Pandemie unterstützen. Wir 
fordern die Bundesregierung dazu auf, den von der Corona-Pandemie voraussichtlich stärker als die In-
dustriestaaten betroffenen sich entwickelnden Staaten bei der Herausforderung der Überwindung der 
Corona-Krise noch gezielter zu unterstützen. Da die Pandemie eine globale Herausforderung darstellt 
und der Virus bis zur Entwicklung eines Impfstoffs immer aus anderen Ländern zurückkehren kann, sol-
len für die Entwicklungszusammenarbeit und die humanitäre Hilfe aus dem Nachtragshaushalt ange-
messene Mittel bereitgestellt werden, um z.B. in Entwicklungs- und Schwellenländern die Gesundheits-
systeme zu stärken. 
 

 

III.             Daten und Fakten  

 

Radfahren wird immer beliebter. Viele Bürgerinnen und Bürger nutzten die vergangenen Monate, um 

verstärkt Fahrrad zu fahren. Dies geschah wohl entweder als Freizeitaktivität oder zum Pendeln. Auch 

die zuständige Branche bekommt diesen positiven Trend zu spüren. Bei Fahrrädern, Sport- und Cam-

ping-Artikeln stieg der Umsatz allein von März bis April um 12,5 Prozent. Schon von 2015 - 2019 wuchs 

der Branchenumsatz um 31,7 Prozent. Bereits im letzten Jahr gaben 44 Prozent der Deutschen an regel-

mäßig auf ihr Fahrrad zu steigen und 41 Prozent hatten die Absicht ihr Fahrrad häufiger zu nutzen. 

(Quelle: Destatis, BMVI) 
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